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Von der preußischen Grenze.
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Es ist eigentlich ein undankbares Geschäft, gegen eine vollendete Thatsache zu
protestircn aber wir können doch die Bemerkung nicht unterdrücken, daß das neue
Arrangement im Hause der Abgeordneten uns lästig fällt. Wir haben uns einmal
daran gewöhnt mit der Bezeichnung Rechts und Links bestimmte politische Vorstel¬
lungen zu verbinden, und es ist unbequem, daß wir diese Vorstellungen letzt Plötz¬
lich mit andern vertauschen sollen. Wir werden uns schwer daran gewöhnen,
wenn von der Linken die Rede ist, uns dabei die Krcuzzeitung und ihre Parte, zu
denken, und uns selber wird es rechts noch lange ungcmüthlich vorkommen. Freilich
smd Rechts und Links Rclativbegriffe. wir haben schon einmal rechts gesessen, als
die Demokratie das große Wort führte, und wir gehören, wenn alle Parteien des
Volks gleichmäßig vertreten sind, weder auf die Recht- noch auf die Linke, sondern
ins Centrum Aber wir sehn nicht ein. warum wir die Plätze gradezu vertauschen
sollen und wir fürchten, der Grund dieser Aenderung liegt in einem M.ßvcrstandmß

dcr Preußischen Zustünde. . .
Bekanntlich ist es in England zwar nicht staatsrechtlich, schwarz aus weiß,

ab» doch durch langen Gebrauch festgestellt, daß die Führer der Majorität ,m
Unterhaus- die Negierung führen. Die Aristokratie des Landes ist in zw-i Fama.cn.
cotcricn getheilt von denen jede bereit ist. der Krön- ihre Dienste anzubieten. Sind
die Whigs am Ruder und die Majorität des Unterhauses spricht sich in emer Frage
von Wichtigkeit gegen sie aus, so erfordert es der Gebrauch, daß sie ihre Entlassung
einreichen ; die Krone — falls sie nicht ein-Parlamcntsauslösung vorzieht — beruft
die Torics ins Ministerium, diese besetzen nun die Ministerbank, die Mitglieder.
Welche die letzte Majorität zu Stande gebracht, scharen sieh um sie herum — gleich¬
viel, aus was für Elementen diese Majorität hervorgegangen war; — die abge¬
tretenen Whigminister gehn aus die andere Seite, und ihre Anhänger füllen die
Oppositionsbänke „Sr. Majestät allcrgctrcuestc Opposition" ist eine Bezeichnung,
die jenseit des Kanals einen sehr realen Inhalt hat; denn die bisherige Form der
Regierung setzt voraus daß bei jeder Niederlage des gegenwärtigen Ministeriums
°me organisirtc Partei vorhanden ist. bereit. Sr. Majestät die Majorität des Unter¬
hauses wieder zuzuführen. Wie lang- diese Form der Regierung noch sortdaucrn
wird, mag dahingestellt bleiben; bei der gegenwärtigen Zersetzung der altcn Famil.cn-
vcrbändc ist es wenigstens zweifelhaft. ob nicht auch für diesen Gebrauch eine gewisse
Modisication wünschenswert!) wäre.

So ist es in England, im Lande der parlamentarischen Regierung; m allen
übrigen constitutionellcn Ländern ist die Praxis eine andere. Hier setzt sich rechts
die Aristokratie, links die Demokratie, beide Worte in der ausgedehntesten Bedeutung
genommen; und je nachdem das Verhältniß dieser Elemente sich ändert, werden die
Nuancen der Partei festgestellt: äußerste Rechte, rechtes Centrum, linkes Centrum u. s. w.

So wurde es seit 1848 auch in Deutschland Sitte, und wenn auch in der
Regel die Negierung ihre Stütze aus der Rechten suchte, so fand man doch nicht
selten eine Opposition von der äußersten Rechten vor. der die Regierung noch zu
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liberal war, wie es auch in Preußen vorgekommen ist, ohne daß doch diese Oppo¬
sition sich links setzte.

Nun soll plötzlich der britische Gebrauch bei uns eingeführt werden; und die
Mitglieder derjenigen Parteien, welche — aus sehr verschiedenen Gründen —
gegen das Ministerium Manteuffcl Opposition gemacht haben, die Liberalen, die
Katholiken und die Polen (da die Demokraten auch diesmal keine Vertretung ge¬
sunden haben) sollen unter dem neuen Ministerium als „ministerielle Partei" die
rechte Seite einnehmen. Die Polen haben glücklicherweise in Bezug auf sich schon
anders bestimmt, sie bleiben links, und die wcißrothblaue Fahne weht vor den Rit¬
tern des Kreuzes, was uns ein höchst erfreulicher Anblick ist. Die bisherigen „Ka¬
tholiken", die uns über eine Umwandlung ihres Parteiuamcns im anerkannt „pari¬
tätischen Staat" noch im Unklaren gelassen haben, werden vorläufig im Centrum
sitzen; der Tausch beschränkt sich also eigentlich auf die bisherige „Rechte" und „Linke".

Diese Form ist insofern nicht gleichgiltig, als sie eine incorrectc Auffassung der
historischen uud der politischen Verhältnisse in sich schließt.

Wir können die Frage, was in Preußen Rechtens ist, ob eine parlamentarische
oder rein königliche Regierung, hier süglich auf sich beruhen lassen, obgleich zwei
Umstünde eine sehr verschiedene Form der Staatsverfassnng, im Vergleich mit der
großbritannischcn bedingen: einmal die zerstückelte geographische Grundlage der Mon¬
archie, die cine straffe militärische Conccntration nöthig macht, so lange sich Preu¬
ßen als Großmacht behaupten will; sodann die staatsrechtlichen und volkswirthschast-
lichcn Beziehungen zu den übrigen deutschen Staaten und zum deutschen Bund,
die eine parlamentarische Leitung der Politik, wie sie nominell (freilich auch nur
nominell) in England besteht, wenigstens in dieser Form ausschließen. Hier kommt
es uns nur aus das Thatsächliche an.

Es wäre ein thatsächlicher Irrthum, das gegenwärtige Ministerium als ein
parlamentarisches aufzufassen. Es ist seinem Ursprung nach kein parlamentarisches;
denn in den vorigen Kammern hatte das abgetretene Ministerium die entschiedene
Majorität, gleichviel wie diese Majorität zu Stande gebracht war, und es ist er¬
nannt, bebor die neuen Wahlen (die Appellation ans Land, wie der technische Aus¬
druck heißt) auch nur ausgeschrieben waren. Der Prinzregcnt hat sich von seiner
Ueberzeugung über das, was die Ehre und das Interesse des Landes erheischt, be¬
stimmen lassen, ohne irgend welche Majorität zu Rathe zu zichn; — sein Entschluß
war ebenso weise als hochherzig, und die Geschichte wird ihn einst richtiger wür¬
digen, als die geschäftige Mitwelt, die im Eifer ihrer Parteiintercsscn leicht vergißt,
wie schwer ein solcher Entschluß grade in jenen Regionen sein mußte; — aber die
Form dieses Entschlusses war gewiß nicht, was man in England parlamentarisch
nennt. — Das Ministerium ist auch in seiner Zusammensetzung kein parlamenta¬
risches; es sind zwar einige Führer der bisherigen Opposition darin (v. Bcthmann-
Hollwcg; v. Auerswald; v. Patow), sie sind aber nicht als Führer der Partei darin
eingetreten, sondern soscrn ihre Persönlichkeiten dem Prinzen Garantie für eine
zweckmäßige Verwaltung zu bieten schienen, und neben ihnen sind nicht blos alt-
büreaukratische Elemente, deren Richtung man noch nicht gcncm »versehn kann,
sondern auch Mitglieder der alten Negierung, von denen es sehr fraglich' fein wird,
wie weit sie dem neuen Umschwung der Dinge ihre Mitwirkung leihen.
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Das wäre der historische Irrthum; wichtiger ist der praktisch-Politische, Wir
haben stets gegen die Bezeichnung „ministeriell" für die liberale Partei protesttrt;
wir freuen uns lebhaft, daß der bisherige Führer derselben. Graf Schwerin, darin
unsrer Meinung ist. Das gegenwärtige Ministerium erscheint uns v,cl besser als
das vorige, darum werden wir es aus allen Kräften gegen die Anhänger uud Ein¬
bläser des vorigen unterstützen; es ist eine sehr große, mit tiefgefühltem Dank hin¬
zunehmende freiwillige Concession der Krone an das Volk, darum werden wir uns
hüten, ihm irgend welche Verlegenheiten zu bereiten, wir werden mäßig, bescheiden,
zurückhaltend in unsern Forderungen sein; aber es ist nicht der reine Ausdruck
unsrer Partei, darum wollen wir uns nicht mit ihm identificiren. Wir find keine
Whigs, keine Vettern einer „liberalen" Adclscoteric. wir sind die Vertreter der Inter¬
essen des preußischen Bürgcrthums, und ebenso unabhängig vom Ministerium, als

es das Ministerium von uns ist. ,
.Wir wollen das Ministerium nicht drängen!" Das ist das allgemeine Stich¬

wort aller liberalen Factioncu gewesen, auch der Demokraten, die im Ganzen ge¬
nommen in dieser Bewegung nicht blos einen sehr richtigen Takt, sondern auch ein
warmes vaterländisches Gefühl bewährt haben. Allein dieses Stichwort bedarf einer
bestimmtem Erklärung, weil es sonst die Partei zu einer sehr bedenklichen Lethargie
verurthcilen würde. — Wir wollen das Ministerium nicht drängen in Bezug auf
die organische Gesetzgebung und die auswärtige Politik. Hr. v. Usedom, der,
wie man meint, der Regierung nahesteht, hat in dem Schreiben an seine Wähler
«"gedeutet, daß die meisten organischen Gesetze (Gcmeindeordnung, Grundsteuer,
Reform des Ministeriums) diesmal dem Landtag noch nicht vorgelegt werden dürften.
Es sei; die neue Regierung muß sich erst mühsam in die Verhältnisse einarbeiten,
und es ist besser, die organische Gesetzgebung nach einem wohlüberlegten Plan durch¬
zuführen , als unruhige Experimente vorzunehmen. die denn doch wieder zu
Irrungen Anlaß geben. Wir können warten; das Provisorium kann durch weise
Benutzung der bestehenden Ordnung erträglich gemacht werden.

Aber in einem Punkt tonnen wir nicht warten; Pflicht und Gewissen sprechen
ein zu kategorisches Wort. Wir müssen von der Regierung verlangen, die bisherige
Rechtsunstchcrhcit gründlich auszuhcben. Es ist viel gesündigt worden, und nicht
leicht werden die Folgen der bisherigen Parteihcrrschaft in dem innern Organismus
des Staats verschmerzt werden. Eine schnelle, allseitige und entscheidende Abhilfe
ist dringend nothwendig, und das Ministerium selbst wird sich durch die Worte des
erhabenen Fürsten angeregt fühlen: „Wenn in allen Regierungshandlungcn sich
Wahrheit. Gesetzlichkeitund Konsequenz ausspricht, so ist ein Gouvernement stark,
weil es ein reines Gewissen hat. und mit diesem hat man ein Recht, allem Bösen
kräftig zu widerstchn." Diese Worte des Prinzen haben sich tief in die Brust des
Volts eingegraben; sie sollen und werden zur Wahrheit werden.
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